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Der Bus und Bahn Begleitservice (BBS) wird durch den Projektträger Katholischer 
Männerfürsorgeverein (KMFV) umgesetzt und finanziert durch das Münchner Beschäftigungs- 
und Qualifizierungsprogramm des Referats für Arbeit und Wirtschaft.  
 
 
Zum Antrag gaben SWM/MVG, Projektträger KMFV, der Behindertenbeirat der LHM und das 
Referat für Arbeit und Wirtschaft Stellungnahmen ab.  
 
Die SWMMVG teilte Folgendes mit: 
 
„Die SWM/MVG teilt die Wertschätzung für den Bus und Bahn Begleitservice (BBS), die aus 
den Antragstext spricht. Durch den BBS wird ein wichtiger Beitrag zur lnklusion durch mehr 
Teilhabe von Personen mit Mobilitätseinschränkungen geleistet.  
Neben diesem Antrag liegt ein weiterer SPD-Antrag von 2023 vor (Nr. 20-26 / A 04176 von der 
SPD / Volt – Fraktion vom 25.09.2023), der vom Sozialreferat bearbeitet wird. In diesem 
Rahmen werden mit allen betroffen Referaten und Beteiligten intensiv nach 
Lösungsmöglichkeiten für eine Stärkung bzw. Ausbau des BBS gesucht. 
Die SWM/MVG unterstützt den BBS mit finanziellen Mitteln in Form von Bereitstellung 
Abotickets, Dienstkleidung, Flyerdruck und fachlicher Expertise.“ 
 
Weiterhin wird aus der Stellungnahme des Projektträgers KMFV in Auszügen wie folgt 
zitiert: 
 
„Umgesetzt mit dem Projektträger Katholischer Männerfürsorgeverein e. V. wurde der Bus & 
Bahn Begleitservice als Sozialer Betrieb des Münchner Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsprogramms im Jahr 2019 in die Regelförderung durch die Landeshauptstadt 
München / Referat für Arbeit und Wirtschaft aufgenommen. (…) 
 
Für eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit als Mobilitätsbegleitende im Bus & Bahn 
Begleitservice müssen die Stelleninhaber*innen die entsprechenden Voraussetzungen der 
jeweiligen Förderinstrumente erfüllen. (…) 
 
Mit den vorhandenen personellen Ressourcen des Bus & Bahn Begleitservices können die 
Missstände, die durch Baustellensituationen entstehen, aus unserer Sicht nicht kompensiert 
werden. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Bus & Bahn Begleitservices wird durch die Zahl der geförderten 
bzw. der potentiell förderfähigen Personen begrenzt.“ 
 
Weiterhin zitieren wir aus der Stellungnahme des Behindertenbeirats wie folgt:  
 
„Der Facharbeitskreis (FAK) Mobilität … teilt (der FAK,) in Absprache mit dem 
Behindertenbeauftragten, Herrn Oswald Utz, die Auffassung, dass bei den oft monate- oder 
gar jahrelangen Umbausituationen an hochfrequentierten ÖV-Stationen die Zielgruppe des 
Bus- und Bahnbegleitservices konkrete Hilfe und Unterstützung vor Ort benötigt. (…)  
 
Unabhängig davon, dass dies der BBS nicht leisten kann (wir können dies beurteilen, da wir 
seit Beginn des Projekts in der Begleitgruppe mitarbeiten), verweisen wir auf die Bringschuld 
der Bauherren bzw. Verkehrsunternehmen (DB Netz/S-Bahn, SWM/MVG u. a.), die in der 
Regel nicht dafür Sorge tragen, Baumaßnahmen barrierefrei zu gestalten. Hier ist auch der 
gesamte Stadtrat gefragt, die Forderungen, die sich aus der Gesetzgebung herleiten, zu 
unterstützen. 
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Die vom Mobilitätsreferat festgelegten Standards für barrierefreie Baustellen und die Aussage 
der Bayerischen Landesregierung – öffentlicher Raum und ÖPNV bis 2023 barrierefrei – 
müssen endlich ernst genommen werden. Bis heute stellen Verkehrsunternehmen und 
Bauherrn sowohl die politischen Gremien und vor allem die Nutzer*innen vor vollendete 
Tatsachen, die der barrierefreien Bauweise widersprechen. Laim ist ein dafür ein Beispiel.“ 
 
Das Mobilitätsreferat und das Referat für Arbeit und Wirtschaft teilen die Wertschätzung für 
den Bus und Bahn Begleitservice, die aus den Antragstext spricht und sehen das Angebot als 
wichtiges Instrument einer barrierefreien Mobilität an. Ebenso wird auch der Bedarf gesehen, 
mobilitätseingeschränkten Bürgerinnen und Bürgern entsprechende Hilfsangebote zur 
Verfügung zu stellen, um mobile Teilhabe für alle zu realisieren. 
 
 
Ergänzend dazu hat das Referat für Arbeit und Wirtschaft wie folgt Stellung genommen: 
 
„Das Projekt „Bus- und Bahn Begleitservice“ als Instrument einer barrierefreien Mobilität in 
München sehen alle Beteiligten als sehr wichtigen Mobilitätsbaustein an. Der Bus- und Bahn 
Begleitservice wird zudem gut angenommen. Daher ist es umso wichtiger, dass die Begleitung 
dauerhaft und zuverlässig gesichert werden kann. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft fördert 
den Bus- und Bahnbegleitservice seit Jahren konstant im Rahmen des Münchner 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsprogramms mit jährlich ca. 420.000 €. Damit wird der 
erforderliche Rahmen für das Projekt geschaffen, sowohl was das eingesetzte Personal als 
auch die Sachkosten anbelangt. In Anbetracht der aktuell angespannten Haushaltslage und 
Konsolidierungsbeiträgen ist eine darüberhinausgehende Ausweitung der Förderung nicht 
möglich. 
 
Ergänzend merken wir an, dass das Sozialreferat aktuell mit der Bearbeitung des Stadtrats - 
Antrags Nr. 20-26 / A 04176 „Bus & Bahn Begleitservice – ÖPNV für alle“ der SPD / Volt – 
Fraktion beauftragt ist. Im Zuge der Bearbeitung fanden Anfang 2024 Gespräche mit den 
beteiligten Referaten statt. Hier wurden gemeinsam mögliche Lösungen besprochen. Das 
Sozialreferat wird über den Eckdatenbeschluss 2025 zusätzliche Stellen/Kapazitäten für den 
Bus- und Bahn Begleitservice beim Stadtrat beantragen. Die Ergebnisse bleiben abzuwarten, 
wir sind aber optimistisch, dass im Zuge der Beantwortung des Stadtratsantrags eine 
zufriedenstellende Lösung zur Stabilisierung gefunden werden kann.“ 
 
 
Dazu ergänzend teilt das Mobilitätsreferat noch Folgendes mit: 
 
Grundsätzlich ist die Barrierefreiheit im ÖPNV seit der Novellierung des 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) im Jahr 2013 gesetzlich verankert und dabei müssen 
auch weitere Richtlinien und Vorgaben berücksichtigt werden (z.B. BOStrab, BOKraft, H BVA).  
 
Im Rahmen der Fortschreibung des Nahverkehrsplans der Landeshauptstadt München wurde 
der Baustein “Barrierefreiheit” erarbeitet, in dem neben Mindest- und Regelanforderungen ein 
Zielkonzept mit Priorisierung für den weiteren barrierefreien Ausbau entwickelt wurde.  
 
Auf Basis dieser Priorisierung entstand ein gemeinsamer Umsetzungsfahrplan zur Herstellung 
der vollständigen Barrierefreiheit, der vom Stadtrat am 02.02.2022 beschlossen wurde 
(Sitzungsvorlage 20-26 / V 04581). 
 
Zur Beantwortung Ihrer Frage bezüglich Barrierefreiheit von Baustellen können wir Ihnen 






